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Regenbogenfamilien im Familienausschuss
LSVD-Leitplankenbündnis als Sachverständige geladen

Berlin, 7.11.2023. Morgen diskutiert der Familienausschuss des Bundestags über die Situation

der Regenbogenfamilien. Das Bündnis inklusive LSVD, das im Mai Leitplanken für eine

Abstammungsrechtsreform dem Bundestag überreicht hat, ist als Sachverständiger zu dem

Fachgespräch eingeladen. Trotz zahlreicher Versprechen im Koalitionsvertrag wurden in dieser

Legislatur für Regenbogenfamilien noch keine Verbesserungen erreicht. Dazu erklärt Henny

Engels aus dem Bundesvorstand des Lesben- und Schwulenverbands (LSVD):

Es ist höchste Zeit, dass die Legislative die versprochenen Reformen für Regenbogenfamilien

angeht. Über sechs Jahre nach der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare und über

vier Jahre nach Einführung des dritten positiven Geschlechtseintrags bleibt das Familien- und

Abstammungsrecht weiter ohne Reform. Bisher liegen weder Eckpunkte noch ein Gesetzentwurf

aus dem federführenden Bundesjustizministerium vor. Wenn in dieser Legislaturperiode nichts

passiert, dürfte die Reformchance auf Jahre vertan sein. Dies wäre aus zivilgesellschaftlicher

Perspektive eine Bankrotterklärung für den versprochenen queerpolitischen Aufbruch.

Morgen wird der Familienausschuss in einem Fachgespräch [https://www.bundestag.de/

ausschuesse/a13_familie/Anhoerungen/974910-974910]  unter anderem mit der Initiative

nodoption und der Bundesarbeitsgemeinschaft Schwule Jurist*innen (BASJ) über die notwendigen

Reformen für Regenbogenfamilien sprechen. Gegenstand werden auch die bereits erwähnten

Leitplanken für eine Reform des Abstammungsrechts sein, die von über 30 Organisationen

unterstützt wurden. Darin haben wir konkrete, einfach umsetzbare Lösungsvorschläge für eine

interessengerechte Abstammungsrechtsreform erarbeitet.

Die gelebte Realität von zwischenmenschlichen Beziehungen, Partnerschaften und Familien

muss nun endlich rechtlich abgesichert werden! Weiterhin müssen Familien mit queeren

Elternkonstellationen, beispielsweise mit zwei Müttern, ihre Kinder in einem gerichtlichen

Adoptionsverfahren annehmen, um rechtlich abgesichert zu sein. Diese Adoptionsverfahren

finden zwingend unter Beteiligung des Jugendamtes oder der Adoptionsvermittlungsstelle statt.

Die behördliche Überprüfung erleben viele Familien als enorme Belastung, weil sie fürchten

müssen, von staatlicher Seite (abermals) in ihrer Lebensform abgewertet und diskriminiert

zu werden. Zahlreiche Erfahrungsberichte von Familien, die das Stiefkindadoptionsverfahren

durchlaufen haben, zeigen, dass diese Sorge leider nicht unbegründet ist.

Zum Hintergrund

Das geltende Abstammungsrecht verwehrt Kindern aus Regenbogenfamilien den zweiten

Elternteil. Es diskriminiert zudem weibliche, trans*, inter* und nicht-binäre Personen als Elternteile.

Bereits in ihrem Abschlussbericht von 2017 empfahl die vom Bundesministerium der Justiz und für

Verbraucherschutz berufene Fachkommission nach dreijähriger Beratung Reformen.

Mehrere Oberlandesgerichte haben die aktuellen Regelungen zum Abstammungsrecht schon

dem Bundesverfassungsgericht vorgelegt, weil sie an deren Verfassungsmäßigkeit zweifeln. Eine
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts steht noch aus. Es gibt mehrere Petitionen mit

insgesamt über 80.000 Unterschriften, die eine unverzügliche Abstammungsrechtsreform fordern.

Die Ampelregierung hat im Koalitionsvertrag eine umfassende Reform des Abstammungs-

und Familienrechts zur besseren rechtlichen und gesellschaftlichen Absicherung

von Regenbogenfamilien versprochen. Angekündigt sind präkonzeptionelle

Elternschaftsvereinbarungen, die Aufwertung der sozialen Elternschaft, die Öffnung des

Samenspenderregisters für private Spenden und die automatische Elternschaft beider Mütter,

wenn ein Kind in die Ehe zweier Frauen geboren wird, sofern nichts anderes vereinbart ist.

Außerdem soll die künstliche Befruchtung diskriminierungsfrei auch bei heterologer Insemination

förderfähig sein. Bisher hat die Bundesregierung weder Eckpunkte noch einen Gesetzentwurf für

die versprochenen Reformen vorgelegt.

Weiterlesen

- Die Live-Übertragung zwischen 11 und 12 Uhr im Bundestagsfernsehn: Deutscher Bundestag -

49. Sitzung [https://www.bundestag.de/ausschuesse/a13_familie/Anhoerungen/974910-974910]

- Bündnis für Gleiche Rechte für Regenbogenfamilien (lsvd.de) [/de/ct/9288-Buendnis-fuer-

Gleiche-Rechte-fuer-Regenbogenfamilien]

- Aktuelle Petition zum Thema "Abstammungsrecht" auf AllOut unterschreiben [https://

action.allout.org/de/m/6e2f66d7/]

- Leitplanken des "Bündnis für gleiche Rechte für Regenbogenfamilien" [/media/

doc/9225/230505_leitplanken_reform_abstammungsrecht.pdf]

- Regenbogenfamilienpapier des LSVD [/de/ct/458-Was-fordert-der-LSVD-fuer-

Regenbogenfamilien]

 

Der LSVD+ – Verband Queere Vielfalt e.V. ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt die

Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen

Menschen (LSBTI).

Gleiche Rechte, Vielfalt und Respekt – wir wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil

gesellschaftlicher Normalität akzeptiert und anerkannt werden.
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